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Satzung über die Aufhebung der Abrundungssatzung „Blumenstraße“ in Aach-Linz, der 
Abrundungssatzung „Römerstraße“ in Denkingen und der Entwicklungssatzung „Ge-
wann Moosteich“ in Denkingen 
 
 
Aufgrund der § 4 der Gemeindeordnung in der Fassung vom 24. Juli 2000, zuletzt geändert 
durch Artikel 4 des Gesetzes vom 27. Juni 2023 (GBI. S. 229, 231) (GemO) und § 25 Abs. 1 
S. 2 des Baugesetzbuchs in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBI. 
I S. 3634), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 28. Juli 2023 (BGBI. 2023 I Nr. 221) 
geändert worden ist (BauGB), hat der Stadtrat der Stadt Pfullendorf am 14.12.2023 die fol-
gende Satzung beschlossen: 
 
 

§ 1 
 
(1) Die Abrundungssatzung „Blumenstraße“ auf der Gemarkung Aach-Linz wird als Innenbe-

reichssatzung nach § 34 BauGB gemäß § 1 Abs. 8 BauGB aufgehoben. 
 
(2) Die Abrundungssatzung „Römerstraße“ und die Entwicklungssatzung „Gewann 

Moosteich“ jeweils auf der Gemarkung Denkingen werden als Innenbereichssatzungen 
nach § 34 BauGB gemäß § 1 Abs. 8 BauGB aufgehoben. 

 

§ 2  
 

Bestandteile der Satzung sind die jeweiligen Lagepläne der in § 1 genannten städtebauli-
chen Satzungen mit deren jeweils rot markiertem Geltungsbereich. Diese werden der Sat-
zung als Anlagen beigefügt. 
 

§ 3 
 

Die Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 

 
Hinweise: 

 
Unbeachtlich sind nach § 215 Abs. 1 BauGB 

 
1. eine etwaige Verletzung von in § 214 Abs. 1 S. 1 Nr. 3 BauGB bezeichneten Ver-

fahrens- und Formvorschriften und 
 

2. nach § 214 Abs. 3 S. 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs beim 
Zustandekommen dieser Satzung 
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wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung schriftlich gegenüber 
der Gemeinde geltend gemacht worden sind. Der Sachverhalt, der die Verletzung oder 
den Mangel begründen soll, ist darzulegen. 
 
Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung 
für Baden-Württemberg (GemO) oder aufgrund der GemO beim Zustandekommen dieser 
Satzung wird nach § 4 Abs. 4 GemO unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich innerhalb 
eines Jahres seit der Bekanntmachung dieser Satzung gegenüber der Gemeinde geltend 
gemacht worden ist; der Sachverhalt, der die Verletzung begründen 
soll, ist zu bezeichnen. 
 
Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung 
oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind. Abweichend hiervon kann 
die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschriften auch nach Ablauf der Jahresfrist 
von jedermann geltend gemacht werden, wenn der Bürgermeister dem Satzungsbe-
schluss nach § 43 GemO wegen Gesetzeswidrigkeit widersprochen hat oder wenn vor 
Ablauf der Jahresfrist die Rechtsaufsichtsbehörde den Satzungsbeschluss beanstandet 
hat oder ein anderer die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften innerhalb der 
Jahresfrist geltend gemacht hat. 
 
 
 
Pfullendorf, den  
 
 
 
________________________ 
Ralph Gerster 
Bürgermeister 

(Siegel) 
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Anlage 1 – Geltungsbereich Abrundungssatzung „Blumenstraße“ auf der Gemarkung Aach-
Linz 
  



Maßstab 1:500
Erstellt am: 14.02.2024
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Anlage 2 – Geltungsbereiche der Abrundungssatzung „Römerstraße“ und der Entwicklungs-
satzung „Gewann Moosteich“ jeweils auf der Gemarkung Denkingen 

 
 

 
 

  



Maßstab 1:1750
Erstellt am: 14.02.2024
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Begründung der Satzung über die Aufhebung der Abrundungssatzung „Blumenstraße“ 

in Aach-Linz, der Abrundungssatzung „Römerstraße“ in Denkingen und der Entwick-

lungssatzung „Gewann Moosteich“ in Denkingen: 

 

Die wesentlichen Gründe für die Satzung sind die Folgenden: 

 

1. 

Die städtebaulichen Satzungen, welche es aufzuheben gilt, sind aus städtebaulichen Ge-

sichtspunkten zum Zeitpunkt des Erlasses dieser Satzung redundant. Die Wie den Lageplänen 

in den Anlagen zu entnehmen ist, haben die jeweiligen Innenbereichssatzungen einen jeweils 

sich überlagernden Geltungsbereich mit Bebauungsplänen. 

 

So hat die Abrundungssatzung „Blumenstraße“ einen sich mit den Bebauungsplänen „Breh-

merberg und Vorderberg I“ und „Brehmerberg III“ sich überlagernden Geltungsbereich in Aach-

Linz. Die Abrundungssatzung ist daher nicht mehr erforderlich. 

 

In Denkingen haben die Innenbereichssatzungen „Römerstraße“ und „Gewann Moosteich“ seit 

Ende des Juli 2020 einen sich überlagernden Geltungsbereich mit der Klarstellungs- und Er-

gänzungssatzung Denkingen. Diese Innenbereichssatzungen sind daher auch nicht mehr er-

forderlich. 

 

2. 

Durch die Aufhebung der jeweiligen Innenbereichssatzungen entsteht für die betroffenen 

Grundstückseigentümer weder subjektiv noch objektiv ein Nachteil. Diese können sich auf-

grund der immer noch existierenden und gültigen Bebauungspläne oder der städtebaulichen 

Satzung sicher sein, dass sie weiterhin Baurecht auf ihren jeweiligen Grundstücken haben. 

 

Objektiv gesehen besteht vielmehr für die jeweiligen Grundstückseigentümer – und ggf. auch 

künftig für Planer – durch die Aufhebung auch eher mehr Rechtsklarheit. Diese wissen nun mit 

Sicherheit, dass lediglich noch ein Bebauungsplan oder eine städtebauliche Satzung für die 

jeweiligen Grundstücke gilt.  

 

3. 

Die Aufhebung der unter § 1 der Satzung genannten städtebaulichen Satzungen kann im ver-

einfachten Verfahren nach § 13 BauGB erfolgen. Die Grundzüge der Planung werden durch 

die Aufhebung der jeweiligen städtebaulichen Satzungen nicht berührt. Das bedeutet auch, 
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eine frühzeitige Offenlage unterbleibt, es wird gleich die förmliche Offenlage gem. §§ 3 Abs. 

2, 4 Abs. 2, 4a Abs. 2 BauGB durchgeführt.  

 

Ein Eingriff in die Natur findet durch die Aufhebung der städtebaulichen Satzungen nicht statt. 

Im vereinfachten Verfahren wird von der Umweltprüfung nach § 2 Absatz 4, von dem Umwelt-

bericht nach § 2a, von der Angabe nach § 3 Absatz 2 Satz 4, welche Arten umweltbezogener 

Informationen verfügbar sind, sowie von der zusammenfassenden Erklärung nach § 6a Absatz 

1 und § 10a Absatz 1 abgesehen (§ 13 Abs. 3 S. 1 HS. 1 BauGB). 

 

4. 

Für die Maßnahme fallen keine zusätzlichen Kosten zu Lasten der Stadt Pfullendorf oder zu 

Lasten der betroffenen Grundstückseigentümer an. 

 

 

Pfullendorf, den  
 
 
 
________________________ 
Ralph Gerster 
Bürgermeister 
 


